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Beginn der Sitzung: 1 Uhr 20 Minuten nachmittags.

Vorsitzende: Präsident Dr. Weiskirchner,
zweiter Präsident Seitz dritter Präsident
Dr. Dinghofer.

Schriftführer: Bösch, Dr. Gimpl,
Sevrr.

Bundeskanzler und Leiter des Bundes¬
ministeriums für Inneres und Unterricht:
Schober.

Vizekanzler und Leiter der Angelegen¬
heiten des Unterrichtes und des Kultus:
Breisky.

Bundesminister: Dr. Gürtler für
Finanzen. Dr. Pauer für soziale Verwaltung,
Tr. Grünberger für Handel und Gewerbe,
Industrie und Bauten und Leiter des Bundes¬
ministeriums für Volksernährung, Dr. Hennet
für Land- und Forstwirtschaft und Leiter des
Bundesministeriums für Äußeres, Dr.Rodler für
Verkehrswesen, Dr. Paltauf für Justiz, Wächter
für Heereswesen.

Präsident: Die Sitzung ist eröffnet.
Das Protokoll über die Sitzung vom

26, d. M. liegt in der Kanzlei zur Einsicht.auf.

Es ist eine Zuschrift eingelangt, mit der
die Einbringung einer Vorlage der Bundesregierung
angekündigt wird.

Ich ersuche um Verlesung dieser Zuschrift.

Schriftführer Sever (liest):

„Auf Grund der mir in der Sitzung des
Ministerrates vom 24. Jänner 1922 erteilten Er¬
mächtigung beehre ich mich, den Entwurf eines
Gesetzes über die vorzeitige Zurückzahlung
des vierprozentigcn Wiener Jnvestitions-
anlehens (726 der Beilagen) mit dem Ecsuchen
zu übersenden, diesen Entwurf als Vorlage der
Bundesregierung der verfassungsmäßigen Behandlung
zu unterziehen.

Wien, 26. Jänner 1922.

Der Bundesminister:
Gürtler."

Präsident: Diese Vorlage wird der
geschäftsordnungsmäßigen Behandlung zu¬
geführt werden.

Zur formalen Geschäftsbehandlung
erteile ich dem Herrn Abgeordneten Sever
das Wort.

Abgeordneter Sever: Ich erlaube mir den
geschäftsordnungsmäßigen Antrag zu stellen, nach
den §8 33 und 38 der Geschäftsordnung und unter
Verzicht auf einen schriftlichen Bericht den Antrag
des Finanz- und Budgetauöschufses, betreffend die
vorzeitige Zurückzahlung des vierprozen¬
tigen Jnveftitionsanlehens der Stadt¬
gemeinde Wien vom Jahre 1902 in öster¬
reichischen Kronen, als dritten Punkt aus
die, heutige Tagesordnung zu fetzen.

Präsident: Die geehrten Damen und
Herren haben den Antrag des Herrn Abgeordneten
Sever vernommen. Ich bitte diejenigen Damen
und Herren, welche diesem Anträge zustimmen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das hohe
Haus har mit der erforderlichen Zweidrittel¬
mehrheit diesen Antrag genehmigt und ich werde
im Sinne dieses Beschlusses Vorgehen.

Da der vom Finanzausschuß vorgeschlagene
Gesetzesantrag sich inhaltlich mit der heute ein-
gebrachten Regierungsvorlage deckt und diese sich
hiedurch erledigt, bin ich der Aufgabe enthoben,
diese Vorlage einem Ausschüsse zuzuweisen. Ich
bitte, dies zur Kenntnis zu nehmen.

Wir gelangen nunmehr zur Tagesordnung.

Der erste Punkt ist der Bericht des Haupt¬
ausschusses, betreffend die Neuwahl der
Bn ndesregierung.

Ich ersuche den Herrn Abgeordneten Dr.Seipel,
den Bericht des Hauptausschusses an das Haus zu
erstatten.

Berichterstatter Dr. Seipel: Hohes Hans?
Der Hauptausschuß hat beschlossen, dem National-
rate vorzuschlagen, gemäß Artikel 70 des Bundes-
Vcrfassungsgesetzcs den Polizeipräsidenten Johann
Schober zum Bundeskanzler, den Sektionschef
Walter Breisky zum Vizekanzler, den Sektions-
ches Dr. Franz Pauer zum Bundesminister für-
soziale Verwaltung, den Sektionschef Dr. Alfred
Grünberger zum Bundesminister für Handel
und Gewerbe, Industrie und Bauten, den
Hofrat Dr. Leopold Hennet zum Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft, den Sektions-
ches Dr. Walter Rodler zum Bundesminister
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für Verkehrswesen, den Sektionschef Dr. Rudolf
Paltaus zum Bundesminister für Justiz, den
Abgeordneten Universitätsprofessor Dr. Alfred
Gürtler zum Bundesminister für Finanzen
und den Generalmajor Josef Wächter zum Bund es-
minister für Heereswcsen zu wählen; weiters
gemäß Artikel 77 des Bundes-Verfassuugsgesctzes
den Bundeskanzler Johann Schober mit der
Leitung des Bundesministeriums für Inneres
und Unterricht, den Vizekanzler Walter Breisky
mit der Leitung der Angelegenheiten des
Unterrichtes und des Kultus im Bundes¬
ministerium für Inneres und Unterricht, den
Bundesminister für Handel und Gewerbe, Industrie
und Bauten Dr. Alfred Grünberger mit der
Leitung des Bundesministeriums für Volks¬
ernährung und den Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft Dr. Leopold Kennet mit der
Leitung des Bundesministeriums für Äußeres
zu betraue».

Präsident: Wünscht jemand zu diesem
Vorschläge das Wort? (Abgeordneter Richter
meldet sieh zum Wort.) Ich erteile dem Herrn
Abgeordneten Richter das Wort.

Abgeordneter Richter: Hohes Haus! Der
Herr Abgeordnete Dr. Seipel hat uns namens
des Hauptausschusses den Vorschlag über die neue
Regierung unterbreitet. Diese neue Regierung ist
eigentlich die alte Regierung und es ist daher
ganz selbstverständlich, daß dieser alten Regierung
gegenüber auch das alte Verhältnis der Opposition
zur Anwendung kommen wird. Wir werden zu der
heute Zu wählenden Regierung in demselben Ver¬
hältnis stehen, in dem wir zu der vorhergcgangencn
gestanden sind, müssen aber bei dieser Gelegenheit
betonen, daß diese uns nunmehr neu präsentierte
Regierung doch in einigermaßen verböserter Form
sich uns darbietet. Wenn bn der vorhergegangenen
Wahl der Regierung einige der Herren, die auf
die Ministerbank gefetzt wurden, ein unbeschriebenes
Blatt Papier waren, so hätte man heute, nach
einer halbjährigen Tätigkeit, wohl annehmen
dürfen, daß die Erfahrungen dieses halben Jahres
hätten genügen können, bei der Rekonstruktion des
Kabinetts hier eine Auswechslung zu vollziehen.
Ich will nicht in den Verdacht kommen — und
meine Partei gleichfalls nicht — die Dinge irgend¬
wie persönlich zu betrachten, aber es ist denn doch
eine allzustarke Zumutung, daß man uns jetzt bei
der Neuwahl des Kabinetts in einem Ministerium,
daS so ausschließlich den Interessen von Arbeitern
und Angestellten dienen soll, neuerdings den Herrn
Bundcsministcr Dr. Pauer präsentiert (Sehr
richtig!), einen Mann, von dem wir nur sagen
können, daß die Gewerkschaften der Arbeiter und

Angestellten dem Herrn mit dem denkbar größten
Mißtrauen begegnen (Rufe: Sehr richtig!), weil
die ganz kurze Zeit seiner Regierung zur Genüge
den Beweis erbracht hat, daß Herrn Dr. Pauer
absolut jedes Verständnis für das Werden und die
Bedürfnisse der Arbeiterbewegung in diesem Lande
fehlt. (Sehr richtig!) Wenn man weiter die
Betrauung des Herrn Bundesmiaisters für Land-
und Forstwirtschaft mit der Leitung des Außen¬
ministeriums in Betracht zieht (Lachen), so ist
man gezwungen, einige schlechte und einige gute
Witze darüber zu unterdrücken, daß uns dies als eine
Rekonstruktion des Kabinetts dargeboten wird.

Weicher Geist aber auch die neue Regierung
beseelen wird, das sehen wir schon aus einigen
Anzeichen, daß diese Regierung ausschließlich als
eine Sachwalterin bürgerlicher Interessen ihres
Amtes zu walten gedenkt. Es ist uns gestern ans
den Tisch des Hauses ein Gesetz über den Abbau
des Mieterschutzes gelegt worden und ich darf
wohl, ohne von irgendeiner Seite des Hauses
mißverstanden zu werden- sagen — und ich bin
vcrpstichtct, es auch namens meiner Partei zu
erklären —, daß, wenn sich die ans so schwachen
Füßen stehende Regierungsmehrheit in diesem Hause
einschließlich der von ihr eingesetzten Regierung nur
einen Moment lang der Täuschung hingibt, daß
diese Fragen in diesem Hause mit Majoritäts¬
beschluß gelöst werden können, wir einer solchen
Art der Erledigung mit dem größtmöglichen Wider¬
stand begegnen werken und es nicht unterlassen,
heute schon die. Regierung und jene, die sie ein¬
gesetzt haben, daraus aufmerksam zu machen, daß
sie dieses Haus in die schwersten krisenhaften Zu
stände stürzen werden (Lebhafte Zustimmung), wenn
sie glauben, mit einer solchen Methode des Regierend
einsetzen zu können.

In demselben Zusammenhang mache ich auf¬
merksam, daß die neue Regierung ein Erbteil einiger
vorhergegangcner Regierungen übernommen hat und
daß wir verlangen, daß dieses Erbteil so rasch wie
möglich aus der Welt geschasst werde. Ich denke
dabei an das Bundesverwaltungsgesetz, das nach
den Bestimmungen unserer Verfassung drei Monate
nach Inkrafttreten des Versassungswerkes hätte
dnrchgesührt werden sollen, ich denke dabei an das
Bnndesfinanzgesctz. Meine Partei erwartet, daß
auch nach der Richtung die neue Regierung sich
wird beeilen müssen, hier eine baldige Erledigung
dieser drängenden Gesetzesvorlagen zu ermöglichen.

Wenn ich noch daraus Hinweise, daß die
Regierung eine der gehässigsten indirekten Steuern,
die man sich überhaupt denken kann, die Waren¬
umsatzsteuer, hier im Hause eingebracht hat, so darf
ich zusammensastend wohl sagen, daß alles das für
uns zur Genüge den Weg zeigt, den wir der
Regierung gegenüber cinzuschlagen haben werden.
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Wir werden dieser Regierung als einer Regierung
der bürgerlichen Mehrheit dieses Hauses mit allem
gebotenen Mißtrauen gegenüberstehen und sind des¬
wegen nicht in der Lage, sür den Vorschlag des
Hauptausschusses zu stimmen. (Beifall und Hönde-
Maischen.)

Präsident: Zum Worte gelangt Herr
-Abgeordneter Dr. Frank.

Abgeordneter Dr. Frank: Hohes Haus!
Niein Herr Vorredner hat schon die jedermann
offenkundige Tatsache erwähnt, daß die neue
Regierung, die uns heute präsentiert wird, mit
ganz geringfügigen Abänderungen die alte Regierung
ist. Er hat gesagt, daß deshalb die Stellung seiner
Partei gegenüber der neuen Regierung dieselbe sein
muß, die seine Partei früher der alten Negierung
gegenüber eingenommen hat, uämlich die Stellung
der Opposition. Ich kann mich dieser Erklärung
insofern nicht anschließen, als unsere Stellung zur
früheren Regierung ja bis in die letzte Zeit eine
andere war, und ich kann sagen, daß in dieser
Beziehung die neue Regierung eben sür uns eine
neue Regierung ist und daß unsere Stellung gegen¬
über dieser Regierung auch eine andere ist als
gegenüber der alten Regierung.

Meine Damen und Herren! Wir haben gestern
unserem Standpunkte gegenüber der heute erneuerten
Regierung ausführlichen Ausdruck gegeben. Wir
haben erklärt, daß mir eine Regierung nicht unter-
stützen können, die es über sich bringt, einen Ver¬
trag dem Hause vorzulegen, der unseres Erachtens
unsere auswärtige, aber auch unsere innere Politik
in Bahnen bringt, die wir nicht mehr weiter ver¬
antworten können. Wir haben zum Ausdruck gebracht,
daß diese Handlungsweise der Regierung keine Not- j
Wendigkeit war. Wir haben ferner zum Ausdruck
gebracht, daß unser Vertrauen zu der Regierung,
insbesondere zu dem Manne, der an der Spitze der
Regierung stand und der auch das Portefeuille des
Ministers des Äußern hatte, der also die Verant-
wortung sür den Vertrag von Lana zu tragen hat,
deswegen erschüttert ist und nicht niehr bestehen
kann, weil der Bundeskanzler und Minister des
Äußern diesen Schrirt unternomnten hat, ohne mit
den Mehrheitsparteien, insbesondere, soweit es uns
angeht, mit unserer Partei vorher Fühlung zu
nehmen. Der Herr Abgeordnete Professor Seipel
verteidigt, daß dieser Schritt des Bundeskanzlers,
die Unterlassung der vorherigen Fühlungnahme mit
unserer Partei, kein Schritt war, der gegen die
demokratischen Grundsätze verstoßen hätte. Ich will
mich hier nicht in längere Erörterungen cinlassen.
Sicher ist nach meinem Empfinden, daß dieser
Schritt des Bundeskanzlers zumindest gegen den
-Geist und Sinn der Demokratie verstoßen hat. Und

wenn der Herr Abgeordnete Profefior Seipel
gemeint hat, daß nur in den verfassungsmäßigen
Formen der Bundeskanzler die Verantwortung zu
tragen hat, so ist eben die Folge davon, daß wir
heute nicht in der Lage sind, einer Regierung da¬
durch unser Vertrauen zu bezeigen, daß wir sie
mitwählen, an deren Spitze der Mann steht, der
unseres Erachtens die Verantwortung sür diesen
seinen auf eigene Faust unternommenen Schritt zu
tragen hat, eine Verantwortung, die wir im
Interesse des Volkes mitzutragen nicht im¬
stande sind.

Unsere Haltung gegenüber der neuen Re¬
gierung ist also gegeben. Wir befinden uns gegen¬
über dieser Regierung in Opposition, schon weil
wir der Ansicht sind, daß der Vertrag von Laren
Folgen nach sich ziehen wird, sür die wir die Mit¬
verantwortung nicht mitzutragen imstande sind. Ich
will hier auf die Einzelheiten, die einzelnen Männer,
die mit in der Regierung sind, nicht eingehen; es
hat keinen Sinn und ich könnte auch nicht viel
Neues sagen, denn alle die Herren sind ja dem
Hause bekannt. Ich möchte nur kurz eines er¬
wähnen: Es würde in der ganzen Bevölkerung
freudig begrüßt werden, wenn auch die Finanz¬
politik, die von der früheren Regierung betrieben
wurde, jetzt wenigstens ausgesetzt würde, wenn der
Bevölkerung, insbesondere der arbeitenden und er¬
werbenden Bevölkerung, jetzt eine Atempause gegeben
würde, um alles das zu verdauen, lvas ihr in den
letzten Wochen vorgesetzt wurde. (Sehr richtig!)
Unsere Stellung zur Negierung — ich präzisiere
diese nochmals — kann im Grund tone nur die
einer Opposition sein und meine Partei ist daher
nicht in der Lage, dieser Regierung ihre Stimmen
zu geben. (Beifall.)

Präsident: Zum Worte gelangt der Herr
Abgeordnete Altenbacher.

Abgeordneter Altenbacher: Im Namen
der „Deutschen Bauernpartei" beehre ich mich,
folgende Erklärung abzugeben:

Eine schwere wirtschaftliche Krise ist über
unfern armen Staat hereingebrochen. Die öster¬
reichische Bevölkerung erlebt die Auswirkung des
unseligen Friedensdiktates am eigenen Leibe und
hat gesehen, daß alle Versprechungen der Groß¬
mächte bis jetzt sich als eitel erwiesen haben. Keiner
von uns kann heute sagen, was die nächste Zukunft
bringt, und in diesem Augenblicke, da das Land
vor einem tiefen Abgrunde steht, wird der Staat
leider noch von einer Regierungskrise heimgesucht.
Der Anlaß hiezu war der Staatsvertrag von Prag.
Unseren ablehnenden Standpunkt diesem Vertrage
gegenüber hat gestern der Redner unserer Partei
mit aller Schärfe gekennzeichnet. Wenn auch unserem
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Einsprüche nicht Folge gegeben wurde und der
Vertrag dennoch angenommen worden ist, können
wir uns trotz alledem nicht der Überzeugung ver¬
schließen, daß im gegenwärtigen Zeitpunkt ohne
zwingende Notwendigkeit ein Wechsel in der Re¬
gierung nicht eintretcn darf. (Bravo!) Bei der
Beurteilung der Neubildung der Regierung ließ sich
die Deutsche Bauernpartei nur von sachlichen Ge¬
sichtspunkten und nicht von persönlichen leiten. Von
dieser Erwägung ausgehend, stellte sich die Bauern¬
partei auf den Standpunkt, daß alle Volksvertreter
nach besten Kräften wirtschaftliche Arbeit zu leisten
haben, wenn nicht der letzte Nest von Staats¬
autorität schwinden und dieses Gemeinwesen in
einer Zeit zerfallen soll, in der das Deutsche Reich
keine wirksame Hilfe bringen kann.

Persönliche Erwägungen haben uns nicht zu
unserem Entschlüsse geführt; wir waren auch zur
Mitarbeit bereit, wenn sich ein anderer Ausweg
zur Lösung der Krise gefunden hätte. Wir glauben
aber, daß sich der bisherige Bundeskanzler auch
nach dem Urteile seiner Gegner als Verwaltungschef
und oberster Verwaltungsbeamter ausgezeichnet
bewährt hat. (Bravo! Bravo!) Darum erscheint es
uns recht und billig, daß wir bestrebt waren, diese
hervorragende Verwaltungskraft unserem Slaats-
wcsen zu erhalten. Mag er auch bezüglich des
Abkommens mit den Tschechen eine andere Meinung
vertreten haben als wir — an seiner lauteren
nationalen und vaterländischen Gesinnung haben
wir niemals gezweifelt. (Beifall.)

Präsident: Wünscht noch jemand das
Wort? (Niemand meldet sich.) Es ist nicht der
Fall. Tie Debatte ist geschlossen.

Wünscht der Herr Referent ein Schlußwort?
(Berichterstatter Dr. Seipel: Nein!) So schreiten wir
denn zrir Abstimmung, di.e im Sinne des § 58
der Geschäftsordnung namentlich zu erfolgen hat.

Diejenigen Herren Abgeordneten, die für den
Vorschlag des Hauptausschusses stimmen, haben die
auf „Ja" lautenden weißen Stimmzettel, diejenigen
Abgeordneten, die gegen den Vorschlag sind,
die auf „Nein" lautenden rosa Stimmzettel ab-
zugebcn.

Ich ersuche die Herren Beamten, mit der
Absammlung der Stimmzettel zu beginnen.

(Nach Abgabe der Stimmzettel:)

Die Stimmenabgabe ist geschlossen.
Für die Dauer des Skrutininms unter¬

breche ich die Sitzung.

(Die Sitzung wird um 1 Uhr 40 Minuten
nachmittags unterbrochen. — Nach Wiederaufnahme
um t Uhr BO Minuten nachmittags:)

Ich nehme die Sitzung wieder aus.

Die Zahl der abgegebenen Stimmen beträgt
152. die absolute Mehrheit beträgt demnach 77...
Auf „Ja" lauten 80, aus „Nein" 72 Stimmen.
Es ist somit der Vorschlag des Hauptaus¬
schusses genehmigt.

(Mit „Ja“ stimmten die Abgeordneten:

Aigner, Altenbacher, Birbaumer, Brinnich,
Buchinger, Buresch, Burgstaller, Dersch, Diwald,
Eisenhut, Fink, Fischer, Födermayr, Geister, Geyer,.
Gimpl, Größbauer, Gruber, Gürtler Alfred,
Gürtler Johann, Haider, Haueis, Hauser, Heigl,
Heinl, Heitzinger, Höchtl, Hofer, Hollersbacher,
Jrsa, Jerzabek, Jutz, Kletzmayr, Kollarz, Koll-
mann, Kunschak, Lanner, Lieschnegg, Luttenberger,
Maier Anton, Markschläger, Mataja, Mayr Michael,
Mayr Otto, Miklas, Neuhofer, Nledrist, Odehnal,
Parrer, Partik, Paulitsch. Pirchegger, Pijchitz, Ramck,
Rcsch, Rudel-Zeynek, Scharsegger, Schirmer, Schmitz,
Schneider, Schönbauer, Schönsteiner, Schoepfer,
Seipel, Siegl, Spalowsky, Steinegger, Slenipfer,
Stöckler, Trarler, Vaugoin, Volker, Wagner, Waiß
Erwin, Weigl, Weiskirchner, Wiesmaier, Wollet,.
Wunsch, Zauner;

mit „Nein“ stimmten die Abgeordneten:

Allina, Angerer, Austerlitz, Bauer, Bichl,
Bösch, Bretschneider, Clessin, Danneberg, Deutsch,
Dinghofer, Domes, Ebner, Eisler, Ellenbogen, Falle,.
Forstner, Frank, Freundlich, Gabriel, Geßl, Glöckel,
Hammerschmidt, Hammerstorfer, Hampel, Hannsch,
Hölzl, Hueber, Lackner, Lainier, Lenz, Leuthner,
Lump, Muchitsch, Pauly, Pick, Pölzer, Polke, Prost,
Rauscha, Renner Karl, Richter, Rieger, Scheibein,
Schiegl, Schlager, Schlesinger, Schmidt, Schneid-
madl, Schürfst Schulz, Seidel, Seitz, Sever,
Smilka, Stradal, Strasfner, Strunz, Tomschik,
Tuller, Ulrich, Ursin, Volkert, Waber, Wancck,
Weiser, Widholz, Wiedenhoscr, Witternigg, Witzany,.
Zeidler, Zelcnka.)

Ich ersuche den Herrn Sektionschef Kanzlei
direktor Kupka, das neu gewählte Ministerium
zum Eintritt in den Saal einzuladen.

(Die Mitglieder der Regierung nehmen ihre
Plätze auf der Ministerbank ein.)

Ich erlaube mir, an den neu gewählten
Herrn Bundeskanzler die Anfrage zu richten, ob er
und die mit ihm gewählten Ministerkollegen die
Wahl annehmen?

Bundeskanzler Schober: Wir nehmen die
Wahl an. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Präsident: Mir gelangen nunmehr zum
zweiten Punkt der Tagesordnung, das ist
der Vorschlag des Hauvtansschusses für
die Wahl der Verwaltungsstelle für das
Burgenland.

85. Sitzung NR I. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 14

www.parlament.gv.at



85. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich am 27. Jänner 1922. 3025

Ich ersuche den Herrn Abgeordneten Miklas,
den Vorschlag des Hauptausschusses dem Hause zu
unterbreiten.

Berichterstatier Miklas: Hoher National-
rar! Ich beehre mich, namens des Hauptausschnsses
den Gesamtvorschlag des Hauptausschusses, betreffend
die Zusammensetzung der Verwaltungsstelle für das
Burgeuland, zu unterbreiten. Auf Grund des 8 4
des Gesetzes vom 24. Jänner 1921 über die
Stellung des Burgenlandes als selbständiges, gleich¬
berechtigtes Land hu Bunde und über seine vor¬
läufige Einrichtung ist nach dem Alinea 2 seitens
des Nationalratcs eine Verwaltungsstelle für das
Burgenland zu bestellen, die dem Landesverwalter
für das Burgenland bcigegeben ist. Sie besteht aus
zwölf Mitgliedern und sechs Ersatzmännern, welche
vom Natioualrat aus Gesamtvorschlag des Haupt--
ausschusscs gewählt werden. Dieser Vorschlag ist in
der Weise zu erstellen, daß jede der dermalen im
Hauptausschusse vertretenen Parteien vier Mitglieder
und zwei Ersatzniänner namhaft macht.

Auf Grund der Vereinbarung der Parteien
hat der Hauptausschuß nun die Ehre, Ihnen fol¬
gende Mitgliederliste für die Verwaltungsstelle für
das Burgeuland 311 unterbreiten (liest):

Mitglieder:

Dr. Eugen Schuster, Rechtsanwalt in
Eisenstadt;

Dr. Alfred Walheim, Professor in Sauer
brunn;

Mr. Adalbert Wolf, Apotheker in Neusiedl;
Karl Wollinger, Landwirt in Hciligenkreuz;
Josef Graben Hofer, Landwirt in Unter-

Schützen;
Anton Schreiner, Mühlenbesitzer und Land¬

wirt in Walpersdorf;
Franz Stesgal, Bezirksverwalter in Sauer¬

brunn ;
Michael Unger, Kaufmann in St. Mar¬

garethen;
Johann Fiala, Schuhmacher in Mattersdorf;
Ludwig Leser in Neufeld;
Alois Mosler, Sekretär in Mattcrsdors;
Ignaz Till, Privatbeamter in Neusiedl

am See.

Ersatzmänner:

Paul Fischer. Landwirt in St. Andrä;
Max Jungmann, Speditionsbeamter in

Rohrbach;
MichaelKo ch, Vizebürgermeister inMattersdort;
Franz Vukovic, Arbeiter in Stegersbach:
Stephan Breithoser in Eisenstadt.

Ich bitte um Annahme dieses Vorschlages.

Präsident: Wünscht jemand zu dem Be¬
richte das Wort? (Niemand meldet sich.) Das ist
nicht der Fall, wir schreiten daher zur Abstim¬
mung. Ich habe die vom Hauptausschusse vor-
geschlagcne Liste der Mitglieder und Ersatzmänner
der neuen Verwaltungsstelle vervielfältigen und an
die Herren Abgeordneten verteilen lassen.

Ich bitte, numnehr zur Wahl zu schreiten
und die Stinimzettel abzugeben. (Nach Abgabe der
Stimmzettel:) Die Stim menabgabe ist ge¬
schlossen. Das Skrutininm wird im Laufe der
Sitzung vorgenommen und das Ergebnis am
Schluffe der Sitzung verkündet werden.

Im Sinne des zu Beginn der Sitzung ge¬
faßten Beschlusses gelangen wir nunmehr zur Ver¬
handlung über den Antrag des Finanz- und
Budgetausschusses über den Entwurf eines
Bundesgesetzes, betreffend die vorzeitige
Rückzahlung des Jnvcstitionsanlehens der
Stadtgemcinde Wien vom Jahre 1902 in
österreichischen Kronen. (726 der Beilagen.)

Berichterstatier ist der Herr Abgeordnete
Dr. Danneberg; ich ersuche ihn, die Verhand¬
lungen einzuleiten.

Berichterstatter Dr. Danneberg: Hohes
Haus! Im Finanz- und Budgetausschusse haben
heute vormittags die Abgeordneten Danneberg
und Vaugoin die heute eingebrachte Regierungs¬
vorlage, betreffend die vorzeitige Rückzahlung des
Jnvcstitionsanlehens der Stadtgemcinde Wien vom
Jahre 1902 in österreichischen Kronen als Antrag
ausgenommen und ich habe nun die Ehre, im Namen
des Budgetausschusses über diesen dort beschlossenen
Antrag zu berichten.

Es handelt sich um folgendes- Die Gemeinde
bat im Jahre 1902 ein Anlehen im Betrage von
285 Millionen Kronen aufgenommen. Von diesem
Anlehen sind bisher nur 9 Millionen rückgczahlt,
27 6 Millionen hasten noch aus. Dieses Anlehen
hat zum Unterschied von anderen Anlehen eine
Konstruktion gehabt, welche heute eine außerordentlich
schwere Belastung für die Gemeinde Wien bringt.
Tenn das Anlehen hat nicht nur auf österreichische
Kronen gelautet, sondern, umgerechnet nach der
Fliedensparität, auch auf Mark, Franken, Pfund
Sterling, holländische Gulden und Dollar. Nun sind
tatsächlich von diesem Anlehen Teilschuldver-
schreibnngen in größerer Zahl im Auslande placiert
worden und insbesondere in Frankreich, Deutschland,
Holland und in der Schweiz befindet sich auch
heute noch ein großer Teil dieses Anlehens. Ein
anderer großer Teil befindet sich in Deutschösterreich
und in den Nationalstaaten auf dem Boden der
ehenialigen Monarchie. Da nun dieses Anlehen in
jeder der genannten Währungen zahlbar ist, so
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entstehen daraus für die Gemeinde Wien heute außer¬
ordentlich schwerwiegende Verpflichtungen; wenn
zmn Beispiel jemand, der hier in Wien solche
Teilschuldverschreibungen besitzt, diese in die Schweiz
bringt, dann kann er dort die Zinsenscheine präsen¬
tieren und muß statt österreichische Kronen dieselbe
Anzahl Schweizer Franken bekommen, was für die
Gemeinde Wien natürlich bedeutet, daß sie nach
dem heutigen Kurse gerechnet etwa das 1800- oder
1900 fache des Friedenspreises zu bezahlen hat.
Das würde zum Beispiel bedeuten, daß, wenn alle
Teilschuldverschreibungen in die Schweiz strömen
würden, die Gemeinde Wien an Zinsen für dieses
Anlehen jährlich einen Betrag von etwa 12 Mil¬
lionen Schweizer Franken zu zahlen hätte, was
etwa 20 Milliarden österreichische Kronen be¬
denken würde.

Nun hat die Gemeinde Wien schon Ver-
handlungen mit den ausländischen Besitzern dieser
Teilschuldverschreibungen eingeleitet, welche eine
wesentliche Erleichterung dieser außerordentlich
schweren Belastung bringen sollten. Es ist zu hoffen,
daß diese ^Verhandlungen auch erfolgreich zu Ende
geführt werden können.

Eine Stütze für die Gemeinde Wien bei
diesen Verhandlungen soll nun dieses vorliegende
Gesetz bieten, indem es neuen internationalen Ver¬
schiebungen dieser Anleihepapiere entgegenwirken
will. Das Gesetz ermächtigt die Gemeinde Wien,
die Teilschuldverschreibungen dieser Anleihe vorn
Jahre 1902 aufzurufen und zum vollen, auf den
Schuldverschreibungen iuKronenwährung ausgedrückten
Nennwert in österreichischen Kronen vorzeitig zurück-
zuzahlcn und ebenso auch die bereits verlosten, aber
noch nicht eingelösten Teilschuldverschreibungen. sowie
die fälligen, aber noch nicht eingelösten Zinsenscheine
dieser Anleihe in österreichischen Kronen einzulösen,
natürlich alles nur so weit, als nicht, wie es in
dem Gesetze ausdrücklich heißt. Bestimmungen des
Staatsvertrages von Saint-Germain, dem entgegen¬
stehen. Denn diese Bestimmungen des Staatsvertrages
vvn Saint-Gerrnain können natürlich durch dieses
Gesetz nicht geändert werden.

Die Gemeinde Wien wird ermächtigt, eine
längstens am 31. Juli 1922 endende Frist festzu¬
setzen, innerhalb deren sie diese Teilschuldver-
schreibungen und Zinsenscheine bei den von ihr zu
bezeichnenden Zahlstellen bar einlöst.

Dieses. Gesetz soll ihr also eine Stütze bei
den Verhandlungen mit den ausländischen Gläubigern
bieten und es soll außerdem auch den Bestrebungen,
wenn sie etwa vorhanden sein sollten, entgegenwirken,
solche Teilschuldverschreibungen, die sich noch in
DcnLschösterreich befinden, in das Ausland zu ver¬
schieben und dadurch der Gemeinde außerordentlich
schwere Lasten aufzuerlegen. Ich bitte um Annahme
der Vorlage.

Präsiden!: Ich eröffne die Debatte.
Wer meldet sich zum Worte? (Niemand meldet
sich.) Es ist niemand gemeldet, die Debatte ist
geschlossen.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren,
welche dem Gesetze ihre Zustimmung geben, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das hohe
Haus hat das Gesetz in zweiter Lesung an¬
genommen.

Berichterstatter Dr. Danneberg: Ich
beantrage die sofortige Vornahme derdritten
Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter be¬
antragt die sofortige Vornahme der dritten Lesung.
Ich bitte diejenigen Damen und Herren, welche
diesem Anträge zustimmen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Das hohe Haus hat mit
der erforderlichen Zweidrittelmehrheit die
sofortige Vornahme der dritten Lesung beschlossen.

Wünscht jemand zur dritten Lesung das Wort?
(Niemand meldet sich.) Es ist nicht der Fall. Ich
bitte diejenigen Damen und Herren, welche das
Gesetz auch in dritter Lesung annehmen wollen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das hohe
Haus hat das Bundesgesetz, betreffend die
vorzeitige Rückzahlung des Jnveftitions-
anlehens der Stadtgemeinde Wien vom
Jahre 1902 in österreichischen Kronen auch
in dritter Lesung genehmigt.

Ich habe die Ehre, dem hohen Hanse bekannt¬
zugeben, daß bei der Wahl der Verwaltungs¬
stelle für das Burgenland 150 Stimmen ab¬
gegeben wurden. Die absolute Srimmenmehrheit
ist 76. Gewählt erscheinen mit je 150 Stimmen
die vom Hauptausschusse vorgeschlagenen und
vom Herrn Berichterstatter namentlich bezeichneteu
Personen.

Wir kommen nunmehr zmn nächsten Punkt
der Tagesordnung, das ist der Bericht und
Antrag des Finanz- und Budgetausschusses
über ein Bundesgesetz, betreffend die Ver¬
längerung der Wirksamkeit des § 1 des
Bundesgesetzes vom 10. November 1921,
B. G. Bl. Nr. 646, über einige Bestimmungen
zur vorläufigen Ordnung des finanziellen
Verhältnisses zwischen Bund, Ländern und
Gemeinden (72 i der Beilagen).

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete
Dr. Ramek; ich ersuche ihn, die Verhandlung
einzuleiten.

Berichterstatter Dr. Ramek: Hohes Haus!
Mit 31. Jänner d. I. erlischt die dem Finanz-
minister im § 1 des Gesetzes vom 10. November
1921 erteilte Ermächtigung, den Ländern, Bezirken
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und Gemeinden Vorschüsse auf Ertragsanteile ge¬
wisser Steuern zu erteilen, die ihnen auf Grund
des in Behandlung stehenden Finanzverfassungs-
-gesetzes zustchen. Es ist gar keine Aussicht vor¬
handen, daß in der kurzen Zeit bis zum
31. Jänner d. I. das Finanzverfassungsgesetz hier
im Haufe verabschiedet wird. Daher ist es not¬
wendig, eine Vorsorge zu treffen, denn die Länder,
Bezirke und Gemeinden sind aus diese Vorschüsse
angewiesen, um so mehr, als ja seit dem 16. No¬
vember des vorigen Jahres sich die Ausgaben der
Gebietskörperschaften bedeutend erhöht haben, die
Einnahmen dagegen stabil geblieben sind.

Gelegentlich der Beratung des Finanz-
versassungsgesetzes hat der Finanz- und Budget¬
ausschuß die Initiative ergriffen und dem hohen
Hause vorgeschlagen, den § 1 des Gesetzes vom
16. November zu novellieren dahingehend, daß
diese Ermächtigung an den Finanzminister bis zum
28. Februar d. I. verlängert werde. § 1 des
Gesetzes vom 10. November knüpft die Ermächti¬
gung des Finanzministers, gewisse Vorschüsse zu
erteilen, an eine Reihe von Bedingungen. Es besteht
gar kein steuerpolitisches Motiv, diese Bedingungen
irgendwie zu ändern, um so mehr als wir durch
eine solche Änderung unter Umständen dem Bundes-
Finanzversassungsgesctz präjudizicren würden.

Der Termin wurde deshalb nur bis zum
28. Februar vorgeschlagen, weil ja die Lösung des
Problems, wie sie das Gesetz vom 10. November
vorschlägt, doch eine mißliche ist. Es ist nur ein
Schwebezustand, der möglichst bald beseitigt werden
soll, da ja vorgesehen ist, daß die Vorschüsse zurück¬
gezahlt werden, und je länger dieser Schwebezustand
dauert, um so schwerer ist der Rückersatz dieser
Vorschüsse dann zu erlangen.

Ich erlaube mir daher, namens des Finanz-
und Budgetausschusses den Antrag zu stellen,
das hohe Haus möge der Vorlage seine
Zustimmung geben.

PrssrUenkt Ich eröffne die' Debatte.
Wünscht jemand das Wort? (Niemand meldet sich.)
Es ist nicht der Fall. Die Debatte ist geschlossen.
Wir schreiten daher zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, welche
die ZZ 1 und 2, sowie Titel und Eingang des
Gesetzes annehmen wollen, sich von den Sitzen
zu erheben. (Geschieht.) Das hohe Haus hat das
Gesetz in zweiter Lesung angenommen.

Berichterstatter Dr. Ramek: Ich bean¬
trage die sofortige Vornahme der dritten
Lesung.

PLäsldLN!: Der Herr Berichterstatter bean¬
tragt die sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, welche
diesem formalen Anträge zustimmen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das hohe Haus
hat mit der erforderlichen Zweidrittelmehr¬
heit die sofortige Vornahme der dritten
Lesung genehmigt.

Wünscht jemand zur dritten Lesung das Wort?
(Niemand meldet sich.) Es ist nicht der Fall, wir
schreiten daher zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren,
welche das Gesetz auch in dritter Lesung annehmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)

Das Bundesgesetz, betreffend die Ver¬
längerung der Wirksamkeit des 8 1 des
Bundesgesetzcs vom 10. November 1921,
B. G. Bl. Nr. 646, über einige Bestimmungen
zur vorläufigen Ordnung des finanziellen
Verhältnisses zwischen Bund, Ländern und
Gemeinden (gleichlautend mit 721 der Beilagen)
ist auch in dritter Lesung angenommen.

Wir kommen nunmehr zum nächsten Punkt
der Tagesordnung, das ist der Bericht des
Finanz- und Budgetausschusses über die
Vorlage der Bundesregierung (620 der Bei¬
lagen), betreffend das Bundesgesetz, womit
einzelne Bestimmungen des Gesetzes vom
23. Mai 1883, R. G. Bl. Nr. 84, betreffend
die Regelung der Aktivitätsbezüge der Be¬
amten zur Evidenzhaltnng des Grundsteuer¬
katasters sowie des Gesetzes vom 23. Mai
1883, R. G. Bl. Nr. 83, über die Evidenz-
Haltung des Grundsteuerkatasters ausge¬
hoben, beziehungsweise abgeändert werden
(703 der Beilagen).

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete
Dr. Odehnal; ich ersuche ihn, die Verhand¬
lungen einzuleiten.

Berichterstatter Dr. Odehnal: Hohes Haus!
Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll nicht
etwa eine Regelung der Aktivitätszulage der Beamten
zur Eoidenzhaltung des Grundsteuerkatasters dnrch-
gesührt werden; diese Regelung ist selbstverständlich
schon durch das Besoldungsgesetz vom 13. Juni
1921 erfolgt. Was hier durchgesührt werden soll,
bezieht sich einerseits aus die Titelfrage und ander¬
seits ans die Regelung der Nebenbezüge.

Die Titelfrage wurde schon seinerzeit durch
das Gesetz vom 28. Dezember 1894, R. G. Bl.
Nr. 6, durch welches das Gesetz vom 23. Mai
1883 modifiziert worden ist, sestgelegt. Dieses erstere
Gesetz hat die Titel in der Weise geregelt, daß
einerseits Titel für den Überwachungsdienst und
anderseits Titel für den ausübenden Dienst geschaffen
worden sind. Nunmehr ist bei den Geometern der
Bundesbahnen diese Titelfrage bereits im Vcrordnüngs-
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wege erledigt und es ist naheliegend, daß auch
die Geometer, welche Bundesangestellte sind, eine
solche Regelung ihrer Titel anstreben. Das kann
natürlich nur dann erfolgen, wenn Artikel II des
früher bezogenen Gesetzes aufgehoben wird. Diese
Aufhebung wird durch Alinea 1 des 8 1 des vor¬
liegenden Gesetzentwurfes beabsichtigt.

Es ist anderseits aber auch notwendig, eine
Regelung der Nebenbezüge, und zwar hauptsächlich
der Diäten sowie der Reise- und Übersicdluugs-
gebühren, welche sich heute noch auf Beträge be¬
laufen, die sich zwischen 2 Gulden 50 Kreuzer und
4 Gulden 50 Kreuzer bewegen, vorzunehmen. Außer¬
dem besteht noch der ganz abnorme Zustand, der
unseren gegenwärtigen wirtschaftlichen Verhältnissen
in keiner Weise entspricht, daß für den Wegkilometer
eine Gebühr von 16 Kreuzern bezahlt wird. Es ist
daher notwendig, daß die Beamten zur Evidenz¬
haltung des Gruudstenerkatasters, nachdem sie schon
nach dem Besoldungsgesetze in allen Belangen den
Bundesbeamten gleichgestellt sind, nunmehr auch in
bezug auf die erwähnten Nebengebühren den Bundes-
angeftellten gleichgestellt werden.

Das wird durch Alinea 2 des § 1 beab¬
sichtigt, in dem an Stelle des Artikels III des
Gesetzes vom Jahre 1883 gesetzt werden soll, daß
die Beamten hinsichtlich der Aufwandsvergütungen
bei Dienstreisen und Übersiedlungen gleich den
übrigen unter das Besoldungsgesetz fallenden Bundes¬
angestellten behandelt werden sollen.

§ 2 dieses Gesetzes enthält die Vollzngs-
klauscl. Ich erlaube mir namens des Finanz- und
Budgetausschusses den Antrag zu stellen, der hohe
Nationalrat wolle dem vorliegenden Gesetzentwurf
die Zustimmung erteilen.

: Ich eröffne die Debatte.
Wünscht jemand das Wort? (Niemand meldet sich.)
Es ist nicht der Fall. Die Debatte ist ge¬
schlossen. Wir schreiten nun zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die
die 8Z 1 und 2 sowie Titel und Eingang des
Gesetzes annehmen wollen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieh.) Das hohe Haus hat das Gesetz
in zweiter Lesung angenommen.

Berichterstatter Dr. Odehnal: Ich bean¬
trage die sofortige Vornahme der dritten
Lesung.

lDräPdrmI: Der Herr Berichterstatter be¬
antragt die sofortige Vornahme der dritten Lesung.
Ich bitte diejenigen Damen und Herren, welche
diesem formalen Anträge znstimmen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das hohe Haus
hat mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit
diesem Anträge zugestimmt.

Wünscht jemand zur dritten Lesung das
Wort? (Niemand meldet sich.) Es ist nicht
der Fall.

Ich bitte jene Damen und Herren, welche
das Gesetz auch in dritter Lesung annehmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das
hohe Haus hat das Bundesgesetz, womit ein¬
zelne Bestimmungen des Gesetzes vom.
23. Mai 1883, R. G. Bl. Nr. 84, betreffend
die Regelung der Aktivitätsbezüge der Be¬
amten zur Evidenzhaltung des Grundsteuer¬
katasters sowie des Gesetzes, vom 23. Mai
1*83, R. G. Bl. Nr. 83, über die Evidenz¬
haltung des Grundsteuerkatasters aufge¬
hoben, beziehungsweise abgeändert werden
(gleichlautend mit 703 der Beilagen) auch in
dritter Lesung genehmigt.

Zur formalen Geschäftsbehandlung erteile
ich dem Herrn Abgeordneten Dr. Waiß das Wort.

Abgeordneter Dr. Waiß: Ich bitte, auf die
Tagesordnung der heutigen Sitzung den
Bericht des Verfassungsausschusses über
die Vorlage der Bundesregierung (540 der
Beilagen), betreffend die Zuschrift des
Bundeskanzlers an das Präsidium des
Nationalrates wegen derUuterfertigung einer-
fakultativen Bestimmung über die Gerichts¬
barkeit des Ständigen Internationalen
Gerichtshofes (703 der Beilagen) zu setzen.

JH’ältboti: Der Herr Abgeordnete Dr. Waist
beantragt, den Bericht des Verfassungsausschusses
über die Vorlage der Bundesregierung (540 der
Beilagen), betreffend die Zuschrift des Bundes¬
kanzlers an das Präsidium des Nationalrates wegen
der Unterfertigung einer fakultativen Bestimmung
über die Gerichtsbarkeit des Ständigen Inter¬
nationalen Gerichtshofes (703 der Beilagen) im
Wege der Dringlichkeit zur Behandlung zu stellen.
Wird gegen diesen Antrag ein Widerspruch er¬
hoben? (Nach einer Pause:) Es ist nicht der Fall.
Der Bericht liegt schon längst auf, ich nehme daher
keinen Anstand, diesen Bericht in Verhand¬
lung zu nehmen.

Ich bitte den Herrn Abgeordneten Dr. Waiß
als Berichterstatter die Verhandlung einznleiten.

Berichterstatter Dr. Waiß: Hohes Haus!
Erst gestern haben anläßlich des Abkommens mit
der Tschecho-Slowakei führende Persönlichkeiten des
Hauses der Bedeutung des Weltfriedens beredten
Ausdruck verliehen. Ein Schritt auf dem Wege zur
Erreichung dieses hohen hehren Zieles geschieht mit
der in Verhandlung stehenden Vorlage. Ich bitte
daher das hohe Haus, den Bericht des Verfasfungs-
ausschusses genehmigend zur Kenntnis zu nehmen.
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Der Verfassungsausschuß stellt den Antrag
(liest):

„Der Nationalrat wolle genehmigen,
daß die als Anhang des Unterzeichnungs-
protokolles zum Statut des Ständigen
Internationalen Gerichtshofes in Aussicht
genommene „Fakultative Bestimmung" unter
Verwendung der folgenden Klausel namens
der Republik Österreich gefertigt und da¬
durch die Gerichtsbarkeit des Ständigen
Internationalen Gerichtshofs für die im
Artikel 36, Absatz 2, feines mit Kund-
machung des Bundesministeriums für
Äußeres vom 21. August 1921, B. G. Bl.
Nr. 470, verlautbarten Statuts angeführten
Arten von Rechtsstrcitigkeiten gegenüber-
allen sich in gleicher Weise verpflichtenden
Mitgliedern oder Staaten in bestimmtem
Umfange als obligatorisch anerkannt werde:

„Au nom de la Republique d'Antriebe
je declare reconnaitre comme obligatoire
de plein droit et sans conveniion spe-
ciale vis-ä vis de tont autre Membre, ou
Etat acceptant la meme Obligation c’est-
ä-dire sous condition de reciprocite, la
juridiction de la Cour permanente pure- .
ment et simplement pour la durde de
cinq annees.

(Im Namen der österreichischen Republik
erkläre ich von Rechtswegen und ohne be¬
sonderes Übereinkommen die Gerichtsbarkeit
des Gerichtshofes ohne jede. Einschränkung
für die Dauer von fünf Jahren als ob¬
ligatorisch anzucrkeunen, gegenüber allen
Völkerbundsmitgliedern oder Staaten, die
dieselbe Verpflichtung übernehmen, also
unter Bedingung der Gegenseitigkeit.)"

Präsident: Wünscht jemand zu diesem
Anträge das Wort? (Niemand meldet sich.) Es
ist nicht der Fall, wir schreiten zur Abstimmung.
Ich bitte diejenigen Damen und Herren, welche dem
Anträge des Verfassungsausfchusses ihre Zustimmung
geben wollen, stch von ihren Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Der Antrag ist angenommen.

Wir gelangen nunmehr zum nächsten Punkte
der Tagesordnung, das ist die Wahl des
Sonderausschusses im Sinne des Bank-
kommijsionsgesetzes.

Ausschußmandate haben zurückgelegt die
Abgeordneten Lackner als Ersatzmann des Ver¬

fassungsausschusses, Scheib ein als Ersatzmann des
Finanz- und Budgetausschusses und Weiser als
Ersatzmann des Justizausschusses.

Ich bitte die Stimmzettel, für die Wahl des
Sonderausschusses sowie auch für die Ersatzwahlen
in die Ausschüsse abzugeben. (Nach Abgabe der
Stimmzettel.) Die Stimmenabgabe ist ge¬
schlossen, das Skrutinium wird sofort vor¬
genommen und sein Ergebnis noch heute ver¬
kündigt werden.

Ich werde zu weisen: Die Vorlage der
Bundesregierung (716 der Beilagen), betreffend die
Ergänzung und Abänderung einiger Bestimmungen
des Hausierpatcutes und der Vorschriften über andere
Wandergewerbe dem Ausschüsse für Handel
und Gewerbe, Industrie und Bauten.

Eine halbe Stunde nacb Schluß der
Haussitzung findet eine Sitzung des Haupt-
ausschusscs statt.

Bei der Wahl des Sonderausschusses
im Sinne des Bankkommissions gesetzes
wurden 150 Stimmzettel abgegeben. Die absolute
Stimmenmehrheit beträgt 76. Gewählt erscheinen
mit je 150 Stimmen:

als Mitglieder: Aigner, Allina, Buresch,
Clessin, Eldersch, Ellenbogen, Kollmann.
Partik, Pauly, Ramek, Schiegl, Schneider
und Seitz;

als Ersatzmänner: Schmitz, Bauer, Vaugoin,
Schürfst Nenner, Deutsch, Gimpl, Waiß
Erwin, Kraft, Dostal, Ulrich, Wunsch und
Wiedenhoscr.

Bei den vorgenommenen Ausschußersatzwahlen
wurden ebenfalls 150 Stimmzettel abgegeben. Die
absolute Stimmenmehrheit beträgt 76. Gewählt
erscheinen mit je 150 Stimmen:

in den Finanz- und Budgetausschuß
als Ersatzmann: Pick;

in den Verfassungsausschuß als Ersatz¬
mann: Schürsf;

in den Justizausschuß als Ersatzmann:
Forstner.

Ich bin nicht in der Lage, Tag, Stunde
und Tagesordnung der nächsten Sitzung
schon heute bekanntzugeben. Ich werde daher zur
nächsten Sitzung im schriftlichen Wege einladen.

Wird gegen diesen Vorschlag eine Einwendung
erhoben? (Nach einer Pause:) Es ist nicht der
Fall; es bleibt daher bei meinem Vorschläge.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluß der Sitzung: 2 Uhr 20 Minuten nachmittags.

Österreichische Staatsdruckerei. 683 22
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